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Redaktion: Könnten Sie einen groben Überblick 
über die historische Entwicklung und Normie-
rung des Schwangerschaftsabbruchsrechts im 
StGB 1 geben?

Dr. Leonie Steinl: Aufgenommen wurde der 
Schwangerschaftsabbruch schon in das Strafge-
setzbuch des Deutschen Reiches von 1871. Eine 
Verschärfung und andere Zielrichtung erhielt er 
dann in der NS-Zeit, in der „die Lebenskraft des 
Volkes“ zum Rechtsgut der Norm erklärt und für 
den Schwangerschaftsabbruch unter bestimm-
ten Umständen die Todesstrafe verhängt wurde. 
Zudem gab es Bestrebungen, den Schwanger-
schaftsabbruch weg von den Tötungsdelikten in 
einen Abschnitt zu „Angriffen auf Rasse und Erb-
gut“ zu verschieben. Typisch für das nationalso-
zialistische Recht war auch die Einschränkung 
der Strafbarkeit im Falle der sog. „eugenischen“ 
Indikation, demnach waren etwa bei sog. „unwer-
ten Leben“ im Sinne des NS-Unrechtsregimes 
Schwangerschaftsabbrüche zulässig. Das Abtrei-
bungsrecht wurde also in den Dienst der natio-
nalsozialistischen Weltanschauung gestellt. Im 
Jahr 1974 folgte dann eine grundlegende Straf-
rechtsreform des Schwangerschaftsabbruchs-

1	 Alle nachfolgenden Paragrafen sind, sofern nicht anders ge-
kennzeichnet, solche des StGB.	

Larissa Creydt, Alisha Thomas und Maria Tsantis

Zur Rechtslage des Schwangerschaftsabbruchs
in Deutschland und aktuellen Entwicklungen

Ein Interview mit Dr. Leonie Steinl

rechts, bei der eine Fristlösung eingeführt wer-
den sollte. Man regelte hier die Straflosigkeit in 
den ersten zwölf Wochen, wenn der Abbruch mit 
Einwilligung der Schwangeren und von einem 
Arzt durchgeführt wurde. 1975 erging jedoch die 
erste Bundesverfassungsgerichtsentscheidung, 
welche die Drei-Monats-Frist für verfassungs-
widrig erklärte. 1976 trat dann das 15. Straf-
rechtsänderungsgesetz in Kraft, das eine sog. 
„medizinisch-soziale Indikation“ enthielt. Nach 
dem Beitritt der DDR, mit ihrem wesentlich libe-
raleren Abtreibungsrecht, zum Geltungsbereich 
des Grundgesetzes folgte erneut eine intensive 
Diskussion zum Thema Abtreibungsrecht. Diese 
führte letztlich zu der zweiten Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) aus dem 
Jahr 1993, welche die Grundlage unserer jetzigen 
Regelung bildet.

Könnten Sie – überblicksweise – die derzeit 
geltende Lage im Blick auf die Strafbarkeit von 
Schwangerschaftsabbrüchen in Deutschland 
erläutern?

Das deutsche Recht stellt derzeit Schwanger-
schaftsabbrüche in § 218 unter Strafe. Nach die-
ser Regelung macht sich sowohl die schwangere 
Person selbst als auch eine dritte Person grund-
sätzlich dann strafbar, wenn sie einen Schwan-
gerschaftsabbruch vornimmt bzw. vornehmen 

Zur Rechtslage des Schwangerschaftsabbruchss
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lässt. Nach § 218a Abs. 1 ist der Tatbestand des § 
218 hingegen nicht erfüllt, wenn der Abbruch in-
nerhalb der ersten 12 Wochen seit der Empfäng-
nis, auf Wunsch der schwangeren Person, sowie 
mindestens drei Tage nach einer entsprechen-
den Beratung nach § 219 erfolgt. Der Schwanger- 
schaftsabbruch muss außerdem durch einen 
Arzt oder eine Ärztin vorgenommen werden. 
Das heißt, unter all diesen Voraussetzungen 
ist der Schwangerschaftsabbruch dann tat- 
bestandslos. Zudem gibt es auch noch gerecht-
fertigte Schwangerschaftsabbrüche, und zwar 
nach § 218a Abs. 2 sowie Abs. 3. Danach sind 
Schwangerschaftsabbrüche gerechtfertigt, wenn 
sie entweder medizinisch oder kriminologisch 
indiziert sind, also wenn es zum Schutz des  
Lebens oder der Gesundheit der schwangeren 
Person erforderlich ist oder wenn die Schwan-
gerschaft z.B. auf einer Vergewaltigung beruht. 
Aus strafrechtsdogmatischer Perspektive ist 
insbesondere der Tatbestandsausschluss nach 
Abs. 1 eine sehr ungewöhnliche Konstruktion. 
Häufig liest man die Aussage, der Schwanger-
schaftsabbruch nach der Beratungslösung sei 
„rechtswidrig, aber straflos“. Woraus sich die 
Rechtswidrigkeit ergeben soll, wird bei Lektüre 
des § 218a allerdings nicht klar – denn ohne 
Tatbestand wird zumindest die strafrechtliche 
Rechtswidrigkeit nicht indiziert. Dies ist eine  
direkte Folge der Rechtsprechung des BVerfG, 
die zu dem Thema Schwangerschaftsabbruch 
insbesondere in zwei Entscheidungen spezielle 
Voraussetzungen aufgestellt hat. Das Gericht hat 
dem Staat hier eine Schutzpflicht für das sich 
entwickelnde Leben auferlegt. Der Gesetzgeber 
soll dazu verpflichtet sein, dieses Rechtsgut mit 
den Mitteln des Strafrechts gegen die schwan-
gere Person zu schützen. Das BVerfG sagt u.a., 
dass ein Schwangerschaftsabbruch nur dann 
als „nicht rechtswidrig“ bezeichnet werden darf, 
wenn die Fortsetzung der Schwangerschaft unzu-
mutbar ist und dies auch – durch staatliche Stel-
len oder beauftragte Dritte – festgestellt wurde.  
Die Voraussetzungen seien bei der Feststel-
lung der kriminologischen und medizinischen  
Indikation erfüllt, nicht aber bei der Beratungs-
lösung. Daher dürfe der Abbruch nach der Bera-
tungslösung nicht als gerechtfertigt bezeichnet  
werden. Die Rechtswidrigkeit müsse sich aller-
dings auch nicht zwangsläufig aus dem Strafrecht 
ergeben, sodass auch ein Tatbestandsausschluss 

möglich sei. Es sei aber erforderlich, dass die 
Rechtswidrigkeit an anderer Stelle zum Ausdruck 
komme. Das tut sie ausschließlich in der Rege-
lung zur Kostenübernahme nach § 24b SGB V,  
der zwischen „nicht rechtswidrigen“ Abbrüchen 
in Abs. 1 und Abbrüchen nach § 218a Abs. 1 in 
Abs. 3 unterscheidet. Mit dieser Strafverpflich-
tung hat das BVerfG dem Gesetzgeber einen 
engen Rahmen gesetzt. Gerade wenn man sich den  
internationalen Vergleich ansieht, haben wir 
hier einen eher restriktiven verfassungs- 
rechtlichen Rahmen für die Regelung von 
Schwangerschaftsabbrüchen. 

Vielen Dank für diesen ersten Überblick. Sie ha-
ben die Entscheidung des BVerfG aus dem Jahr 
1993 bereits angesprochen. Gibt es eine Erklä-
rung dafür, dass seitdem keine Entscheidungen 
mehr ergangen sind?

Das Gericht kann nur tätig werden, wenn ein ent-
sprechendes verfassungsrechtliches Verfahren  
eingeleitet wird, also z.B. eine Verfassungsbe-
schwerde erhoben wird. Derzeit ist eine Ver-
fassungsbeschwerde zu § 219a anhängig. Es 
handelt sich um eine Norm, die vor kurzem ab-
geschafft wurde, und vor allem in den letzten 
Jahren Gegenstand von großer Diskussion war. 
§ 219a stellte die Werbung – und selbst sachliche 
Information über Schwangerschaftsabbrüche 
unter anderem durch Ärzt:innen – unter Strafe. 
Gegen diese Norm hat die Ärztin Kristina Hänel 
Verfassungsbeschwerde erhoben. Obwohl diese 
Norm zwischenzeitlich durch den Gesetzgeber 
abgeschafft wurde, kann das Gericht noch darü-
ber entscheiden. Es wäre interessant zu sehen, 
in welche Richtung es argumentiert, und, ob die 
Entscheidung das Thema Schwangerschaftsab-
brüche wieder auf die Tagesordnung setzt.

Welche rechtsexternen Umstände und Einflüsse 
– zum Beispiel medizinische oder weltanschau-
liche – auf die Richter:innen des BVerfG haben 
Ihres Erachtens die bisherige Rechtsprechung 
geprägt? 

Das ist eine sehr interessante Frage, die  
allerdings sehr schwer zu beantworten ist. Es 
gibt natürlich immer ein paar offensichtliche  
Dinge, beispielsweise der Umstand: wer sitzt 
im Gericht – denken wir etwa an das Stichwort  
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geschlechtsbezogene Repräsentation. Ich kann 
allerdings nicht beantworten, ob solche Fakto-
ren, bzw. in welchem Umfang solche Faktoren 
einen Einfluss auf die Rechtsprechung gehabt 
haben können.
 
Um auf geschlechterspezifische Unterschiede 
in der Bewertung der entsprechenden Regelun-
gen näher einzugehen: Spielt es für die geltende 
Rechtslage eine Rolle, wie sich der Bundestag 
insoweit zusammensetzt?

Ich finde es aus verschiedenen Gründen sehr 
wichtig, dass der Bundestag und andere Verfas-
sungsorgane die Bevölkerung jedenfalls annä-
hernd auch in ihrer Zusammensetzung reprä-
sentieren. Deswegen sollten dort z.B. nicht nur 
Männer sitzen und nicht nur weiße Menschen. 
Das ist aus vielen Gründen wichtig, insbesonde-
re damit verschiedene Erfahrungen in die Ent-
scheidungsprozesse miteinfließen. Gleichzeitig 
glaube ich nicht, dass Repräsentation allein alle 
Probleme löst. Es gibt keinen Automatismus à la: 
Sobald wir paritätisch besetzt sind, wird auto-
matisch alles geschlechtergerecht. Eine paritäti-
sche Besetzung ist jedoch trotzdem ein essenzi-
eller Schritt zu mehr Geschlechtergerechtigkeit. 
Insbesondere denke ich, dass diese Besetzung 
ein ganz wichtiger Punkt ist, um sicherzustellen, 
dass verschiedene Perspektiven eine Rolle spie-
len, und ich glaube auch, dass das beim Thema 
Schwangerschaftsabbruch eine wichtige Rolle 
spielt. Es ist wichtig, wer dort sitzt, mit welchen 
Erfahrungswerten und welcher Vorprägung, bei-
spielsweise mit welchen religiösen oder weltan-
schaulichen Einstellungen die Person betraut ist 
oder auch welches Geschlecht die Person hat. 

Sie haben eben bereits eine Neuerung erwähnt, 
namentlich den Wegfall des § 219a. Halten Sie 
eine Reform des Schwangerschaftsabbruchs-
rechts für aussichtsreich und lässt diese sich 
einfachgesetzlich vollziehen oder braucht es 
Änderungen auf Verfassungsebene? Welche 
Bedeutung kommt dabei der Entscheidung des 
BVerfG aus 1993 zu? Könnte es hier gegebe-
nenfalls zu einer Neubewertung kommen?

Derzeit wird über die Möglichkeit einer solchen 
Reform diskutiert. So steht es auch im Koalitions-
vertrag der derzeitigen Bundesregierung. Wir  

sehen daher, dass eine solche Auseinanderset-
zung mit dem Thema der potenziellen Reform 
von Schwangerschaftsabbrüchen dem politi-
schen Willen der Bundesregierung entspricht. 
Was laut Koalitionsvertrag geplant ist, und hof-
fentlich auch bald eingerichtet wird, ist eine 
Kommission zum Thema reproduktive Rechte. 
Diese soll sich mit der Möglichkeit einer Regelung 
des Schwangerschaftsabbruchs außerhalb des 
StGB befassen, wobei der Prozess, laut Medien- 
berichten, wohl in den letzten Monaten etwas ins 
Stocken geraten ist. Grundsätzlich wäre dies aber 
ein ganz zentraler Schritt, um den Diskussions-
prozess voranzubringen.

Die Entscheidungen des BVerfG spielen in der 
Diskussion eine zentrale Rolle. Sie dürfen kei-
nesfalls beiseitegeschoben werden, sondern es 
muss sich intensiv und kritisch mit ihnen ausei-
nandergesetzt werden. Es ist klar, dass eine Rege-
lung von Schwangerschaftsabbrüchen außerhalb 
des StGB, wie im Koalitionsvertrag angedacht, 
eigentlich im Widerspruch zur Rechtsprechung 
steht. In den vorangegangenen Entscheidungen 
steht, wie bereits geschildert, dass das sich ent-
wickelnde Leben strafrechtlich geschützt wer-
den soll. Die Diskussion ist hier aber nicht etwa  
beendet. Wichtig sind in diesem Zusammenhang 
die internationalen Entwicklungen zum Thema 
reproduktive Rechte und Schwangerschafts-
abbruch aus den letzten Jahren, die auf eine 
Berücksichtigung und eventuelle Neubewer-
tung zu drängen scheinen. Zum Beispiel hat der  
CEDAW -Ausschuss, also der Ausschuss zur Frau-
enrechtskonvention der Vereinten Nationen, 
Deutschland im Jahr 2017 empfohlen, dass auf 
die Beratungslösung und auf die Wartepflicht, 
wie wir sie im StGB haben, verzichtet wird.  
Neben diesen CEDAW 2-Stellungnahmen haben  
wir auch viele andere Menschenrechtsaus- 
schüsse, die in den letzten Jahren ebenfalls 
in diese Richtung gegangen sind und verlaut- 
baren, dass Staaten ihre menschenrechtlichen 
Verpflichtungen gegenüber der sexuellen und 
reproduktiven Gesundheit von Frauen durch 
eine Kriminalisierung von Schwangerschafts-
abbrüchen verletzen. Im menschenrechtlichen 

2	 „Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination 
against Women“.
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Diskurs gibt es eine klare Bewegung in Rich-
tung einer Ablehnung der Kriminalisierung von 
Schwangerschaftsabbrüchen als Verletzung von 
reproduktiven und sexuellen Rechten bzw. repro-
duktiver sexueller Gesundheit von schwangeren 
Personen. Wir haben auch die Weltgesundheits-
organisation, die sich seit längerer Zeit für eine 
vollständige Entkriminalisierung von Schwan-
gerschaftsabbrüchen ausspricht. Das sind  
alles neuere Entwicklungen auf der internatio-
nalen Ebene, die natürlich auch in der deutschen 
Diskussion widerhallen. Es ist anzunehmen, dass 
auch das BVerfG diese Entwicklungen in einer 
neuen Rechtsprechung aufgreifen würde.

Um noch einmal auf die Teilfrage eines ein-
fachgesetzlichen Vollzugs zurückzukommen: 
Müsste es auf Verfassungsebene konkrete Än-
derungen geben oder würde unsere Verfassung, 
entgegen der Rechtsprechung des BVerfG, eine 
Reform zulassen? 

Aus meiner Sicht würde es einer Verfassungs-
änderung dafür nicht bedürfen, allerdings  
bedarf es eines Wandels der Verfassungsrecht- 
sprechung. Der lange Zeitraum seit der Ent-
scheidung 1993 macht einen solchen Wandel 
jedenfalls wahrscheinlicher. Zwischenzeitlich 
sind auch wichtige Entscheidungen ergangen, 
beispielsweise zur Dritten Option, die gesell-
schaftliche Wandlungsprozesse reflektiert, oder 
zur Sterbehilfe, die die autonome Lebensgestal-
tung in den Mittelpunkt stellt. Daneben haben 
wir auch die völkerrechtliche Ebene. Es bestehen 
also durchaus Anhaltspunkte für eine mögliche 
Weiterentwicklung der verfassungsrechtlichen 
Rechtsprechung.

Reizt die derzeitige Regelung des Schwanger-
schaftsabbruchsrechts den vom Bundesverfas-
sungsgericht gesetzten Rahmen vollständig aus 
oder wäre noch mehr Liberalisierung möglich?

Das Bundesverfassungsgericht hat klar gemacht, 
dass der Schwangerschaftsabbruch im Straf-
gesetzbuch zu regeln ist. Zudem hat es den Tat-
bestand mit all seinen Ausnahmen sehr klar  
definiert. Es sind schon sehr enge Grenzen. Daher 
würde ich sagen, dass eine signifikante Verbesse-
rung der Liberalisierung in diesem gezeichne-
ten Rahmen nicht wirklich möglich ist, aber die  

Verfassungsrechtsprechung kann sich wie  
gesagt ändern.

Wie würden Sie dem Argument begegnen, dass 
die Entkriminalisierung von Schwangerschafts-
abbrüchen eine Normalisierung oder gar einen 
sprunghaften Anstieg eben solcher zur Folge 
hätte? Gibt es hierzu Erkenntnisse aus Staaten, 
welche die Legalisierung bereits vollzogen 
haben?

Liberalere Reglungen bergen kein Risiko eines 
solchen sprunghaften Anstiegs. Dies zeigen 
der internationale Vergleich sowie empirische  
Studien deutlich. 3  Es gibt auch keine ver- 
mehrten Spätabbrüche, also Abbrüche zu einem  
späten Zeitpunkt in der Schwangerschaft, in Län-
dern wie zum Beispiel den Niederlanden und  
Kanada, in denen liberalere Regelungen gelten. 
Genau wie in Deutschland, finden die meisten 
Abbrüche dort vor dem Abschluss der achten 
Schwangerschaftswoche statt. 4

Welche nachteiligen praktischen Konsequen-
zen hat die Rechtswidrigkeit des Schwanger-
schaftsabbruchs für die Betroffenen?

Hierbei handelt es sich um einen sehr wich-
tigen Punkt, der auch in der Debatte häufig  
vernachlässigt wird. Was wir ganz deutlich  
sehen, ist, dass die Versorgungslage im Hinblick 
auf Schwangerschaftsabbrüche in Deutsch-
land äußerst defizitär ist. Wie vor kurzem eine 
Studie zeigen konnte, hat sich die Zahl der 
Einrichtungen, die Schwangerschaftsabbrü-
che durchführen, zwischen 2003 und 2021 fast  
halbiert. 5  Gerade in ländlichen Regionen gibt 
es vielerorts gar keine Einrichtungen mehr, 
sodass ungewollt schwangere Personen hier 

3	 Vgl.https://srhr.org/abortioncare/chapter-2/recommendati-
ons-relating-to-regulation-of-abortion-2-2/law-policy-recom-
mendation-1-criminalization-2-2-1/.
4	 Vgl.https://www.igj.nl/over-ons/igj-in-cijfers/cijfers-zwanger-
schapsafbreking; 
https://www.cihi.ca/sites/default/files/docu- ment/induced-abor-
tions-reported-in-canada-2020-en.xlsx und 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Ge-
sundheit/Schwangerschaftsabbrueche/Publikationen/Downlo-
ads-Schwangerschaftsabbrueche/schwangerschaftsabbrue-
che-2120300217004.pdf?__blob=publicationFile.
5	 Vgl.https://de.statista.com/infografik/27437/anzahl-der-
praxen-und-krankenhaeuser-in-deutschland-die-schwanger-
schaftsabbrueche-vornehmen/.
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eine besonders lange Anreise auf sich nehmen 
müssen. Dies hat gravierende Auswirkungen auf 
besonders vulnerable Gruppen, etwa junge oder 
von Armut betroffene Frauen, denen der Zu-
gang zu Schwangerschaftsabbrüchen zusätzlich 
erschwert wird und die somit noch schwerer 
ihr Recht auf reproduktive Gesundheit gewähr- 
leistet bekommen.

Gibt es da auch Erkenntnisse zu negativen 
psychischen Folgen, die aus dem erschwerten 
Zugang resultieren?

Eine Studie aus den USA, die sog. Turnaway Study, 
zeigt deutlich die psychischen Belastungen, die 
der Nichtzugang zu Schwangerschaftsabbrüchen 
mit sich bringt. 6  Insbesondere zeigte die Studie, 
dass eine Abtreibung der Gesundheit und dem 
Wohlbefinden von Frauen nicht schadet, dass  
jedoch die Verweigerung einer Abtreibung zu ei-
ner Verschlechterung der finanziellen, gesund-
heitlichen und familiären Situation führt. Derzeit 
ist auch in Deutschland eine Studie in Vorberei-
tung, die die maßgeblichen Einflussfaktoren auf 
das Erleben und die Verarbeitung einer unge-
wollten Schwangerschaft herausarbeiten soll. 7

Ist die aktuelle Rechtslage noch zeitgemäß? 
Wie sollte Ihrer Meinung nach das Schwanger-
schaftsabbruchsrecht künftig aussehen? 

Der Deutsche Juristinnenbund hat kürzlich ein 
Papier veröffentlicht, das sich mit der Reglung 
des Schwangerschaftsabbruchs in Deutschland 
auseinandersetzt. 8  Es handelt sich hierbei um 
das Ergebnis eines langen Arbeitsprozesses, in 
dem eine fächerübergreifende Arbeitsgruppe im 
Juristinnenbund sehr lange und intensiv darüber 
nachgedacht hat, wie mit dem Thema Schwan-
gerschaftsabbruch rechtlich umzugehen ist. Das 
Papier schlägt nunmehr eine Regelung außerhalb 
des StGB vor, die sich am reproduktiven Selbst-
bestimmungsrecht und an der körperlichen  
Integrität von schwangeren Personen orien-
tiert. Nach diesem Regelungsvorschlag sollen 
selbstbestimmte Schwangerschaftsabbrüche 

6	 Vgl. https://www.ansirh.org/research/ongoing/turnaway-study.
7	 Vgl. https://elsa-studie.de.
8	 Vgl.https://www.djb.de/fileadmin/user_upload/st22-26_
Policy_Paper_Schwangerschaftsabbruch.pdf.

außerhalb des Strafgesetzbuchs, nämlich im  
Schwangerschaftskonfliktgesetz, geregelt wer-
den. Das Schwangerschaftskonfliktgesetz regelt im  
Moment zum Beispiel bestimmte Voraussetzun-
gen hinsichtlich der Beratung etc. Der Vorschlag 
des Juristinnenbunds sieht eine Fristenlösung 
vor, die sich am Zeitpunkt der Überlebensfähig-
keit des Fötus orientiert. 

Was ich persönlich sehr wichtig finde, ist, dass 
auch weitere Maßnahmen gefordert werden, um 
eine bessere Gewährleistung der reproduktiven 
Selbstbestimmung in Deutschland sicherzustel-
len. Dazu zählt zum Beispiel ein umfassendes 
und barrierefreies Beratungsangebot. Das halte 
ich für sehr wichtig, da das freiwillige Beratungs-
angebot eine zentrale Hilfestellung hinsichtlich 
der Entscheidung für oder gegen eine Schwan-
gerschaft ist – so auch die bereits genannte Emp-
fehlung von Menschenrechtsausschüssen.
 
Der Juristinnenbund fordert außerdem eine  
Finanzierung von Schwangerschaftsabbrüchen. 
Die Krankenkassen übernehmen nämlich bei 
Weitem nicht in allen Fällen die Kosten. Diese 
müssen dann von den Betroffenen selbst getra-
gen werden, was die Frage aufwirft, ob man sich 
den Abbruch überhaupt leisten kann. Das ist eine 
weitere wichtige Forderung, ebenso wie die nach 
einer weiteren Absicherung der Versorgungs-
lage. Dies sind meines Erachtens alles Maßnah-
men, die essenziell sind, um reproduktive Rechte 
in Deutschland zu gewährleisten. 

Würden Sie sich dazu äußern wollen, inwiefern 
Sie die Realisierung eines solchen Vorschlags 
für realistisch halten?

Ich glaube, es ist gerade ein guter Zeitpunkt, um 
das Thema noch einmal ernsthaft, sachlich und 
fundiert zu diskutieren. Die Regierungspartei-
en wollen dieses Thema angehen und ich hoffe, 
dass die Zeit jetzt reif ist für eine sachliche De-
batte. Wünschenswert wäre, dass die Kommissi-
on zum Thema reproduktive Selbstbestimmung 
und Schwangerschaftsabbrüche bald eingesetzt 
wird und ihre Arbeit aufnehmen kann. Dies sollte  
natürlich unter Beteiligung möglichst vieler  
gesellschaftlicher Akteur:innen bzw. möglichst 
vieler gesellschaftlicher Meinungen geschehen.  
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In den USA ist kürzlich die jahrelang geltende 
Entscheidung Roe v. Wade gekippt worden. 
Es steht den Bundesstaaten nunmehr frei, 
Schwangerschaftsabbrüche zu kriminalisieren. 
Sehen Sie die Gefahr eines „Backlashes“, wenn 
es in Deutschland zu Liberalisierungs- 
bemühungen kommt?

Ich finde es wichtig, sich zu vergegenwärtigen, 
dass das deutsche Recht auch im Vergleich zum 
US-amerikanischen Recht restriktiv ist. Dies ging 
in der öffentlichen Debatte in Deutschland zur 
neuen Supreme Court Entscheidung zum Abtrei-
bungsrecht teilweise unter. Der Supreme Court 
hat entschieden, dass es kein subjektives, aus 
der Verfassung resultierendes Recht auf Schwan-
gerschaftsabbrüche gibt und hat es den Bundes-
staaten überlassen, Regelungsmodelle zu finden, 
die sie für angemessen halten. Das bedeutet aber 
auch, dass der Supreme Court dem Gesetzgeber 
in dieser Frage eine größere Regelungsfreiheit 
zugestanden hat als das Bundesverfassungs-
gericht dem deutschen Gesetzgeber mit der  
Entscheidung zum Schwangerschaftsabbruch 
aus dem Jahr 1993. 

Die Gefahr des „Backlashes“ ist ein ernstzu-
nehmendes Thema. Gerade in den USA und in 
Polen sehen wir, dass Anti-Abtreibungs-Lobby- 
gruppen den Diskurs immer mehr dominieren. 
Ich denke jedoch, dass uns ein solcher möglicher 
„Backlash“ nicht davon abhalten sollte, wich-
tige gesamtgesellschaftliche Diskussionen um  
reproduktive Rechte und um die Regulierung von 
Schwangerschaftsabbrüchen zu führen. 

Vor kurzem wurde § 219a abgeschafft. Welche 
Bedeutung kommt dieser Reform zu? 

Das war ein wichtiger und längst überfälliger 
Schritt. § 219a war eine problematische und 
teilweise absurd anmutende Norm, die unter 
anderem sachlich richtige Informationen von 
Ärzt:innen über rechtlich zulässige Schwanger-
schaftsabbrüche unter Strafe gestellt hat. Durch 
die Abschaffung wird zum einen diese ungerecht-
fertigte Kriminalisierung von Ärzt:innen end-
lich beseitigt und zum anderen auch der damit  
verbundene Eingriff in die Berufsfreiheit. Jetzt 
erst ist es Ärzt:innen möglich, sachlich über die 
von Ihnen angewendeten Methoden, Rahmenbe-

dingungen und Kosten von Schwangerschafts- 
abbrüchen zu informieren. Zuvor ging dies kaum 
oder nur mit der schwebenden Gefahr einer 
Strafverfolgung. Diese Kriminalisierung führte 
zu einer Stigmatisierung und hatte auch Auswir-
kungen auf die Versorgungslage, also z.B. auf die 
Frage, welche Ärzt:innen denn überhaupt noch 
bereit waren, Schwangerschaftsabbrüche anzu-
bieten und durchzuführen. Insofern gab es auch 
direkte Auswirkungen auf ungewollt schwangere 
Person und letztlich auf die reproduktive Selbst-
bestimmung, die damit erheblich eingeschränkt 
wurde. 

Kritiker äußerten, dass der § 219a ein wich-
tiger Teil der verfassungsrechtlich gebotenen 
Schutzpflicht des Staates wäre. Wie gehen die 
Abschaffung des sogenannten Werbeverbotes 
und der Lebensschutz Ihrer Meinung nach ein-
her?

Ich würde sagen, dass im Hinblick auf das Ar-
gument des Lebensschutzes der Tatbestand des  
§ 219a schon insoweit problematisch war, als 
dass er ja gar nicht zwischen den verschiedenen  
Formen von Schwangerschaftsabbruch nach 
§ 218 und § 218a unterscheidet. Die sachlich 
richtige Information über straffreie, das heißt 
tatbestandslose oder gerechtfertigte Schwan-
gerschaftsabbrüche, kann keine rechtlich rele-
vante Gefahr für das ungeborene Leben darstel-
len. Denn diese Rechtslage, nach der bestimmte 
Formen von Schwangerschaftsabbrüchen nicht 
strafbar sind, enthält bereits die gesetzgeberische 
und vom BVerfG gebilligte Abwägung zwischen 
dem Recht auf reproduktive Selbstbestimmung 
und dem Recht auf Leben, also der staatlichen 
Schutzpflicht für das ungeborene Leben. Wenn 
also bereits der Abbruchtatbestand straflos bzw. 
rechtmäßig ist und damit keine strafbare Gefähr-
dung des ungeborenen Lebens darstellt, dann 
kann für die Gefährdung der davon viel weiter 
entfernt liegenden Informationen über derartige 
Abbrüche erst recht nicht der Schutz des Lebens 
als Argument gelten. Darüber hinaus würde ich 
auch argumentieren, dass das Ziel, ungeborenes 
Leben zu schützen, durch ein Informationsverbot 
ohnehin nicht erreicht werden kann. Dies würde 
nämlich voraussetzen, dass der Entschluss zum 
Abbruch einer Schwangerschaft durch derartige 
Informationen hervorgerufen oder zumindest 
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verstärkt werden kann. Ein derartiger Zusam-
menhang ist tatsächlich nicht ersichtlich. Es ist 
nicht erkennbar, wie Informationen über die 
Art und Weise der Behandlung eine ungewollt 
schwangere Person zum Abbruch einer Schwan-
gerschaft veranlassen oder ermutigen können. 

Welche Auswirkungen hat der Wegfall des 
§219a für die bis dahin hiernach verurteilten 
Personen, z.B. für die in diesem Zusammen-
hang bekannt gewordene Frau Kristina Hänel?

Der Bundestag hat gleichzeitig mit der Abschaf-
fung des § 219a eine Rehabilitation der Verur-
teilten beschlossen. Dadurch wurden dann die 
strafgerichtlichen Urteile, die seit dem 3. Okto-
ber 1990 wegen Werbung für Schwangerschafts- 
abbruch ergangen sind, aufgehoben und laufen-
de Verfahren eingestellt. Das war ein umstritte-
ner Punkt in der Anhörung im Rechtsausschuss, 
zu dem verschiedene Auffassungen vertreten 
wurden. 

Ich persönlich halte das für richtig, denn die 
Ärzt:innen haben durch ihre Tätigkeit an einem 
staatlichen Versorgungsauftrag – wie ihn insbe-
sondere das BVerfG in seiner Entscheidung zum 
Schwangerschaftsabbruch vorgeschrieben hat – 
mitgewirkt und wurden dafür kriminalisiert.

Wir bedanken uns recht herzlich für Ihre Zeit 
und Ihre interessanten sowie juristisch höchst 
bedeutsamen Ausführungen zum Schwanger-
schaftsabbruchsrecht.

• Larissa Creydt, Alisha Thomas und Maria Tsantis
Chefredaktion der Hamburger Rechtsnotizen sowie 
Studierende der Rechtswissenschaft an der Univer- 
sität Hamburg. Ein besonderer Dank gilt allen 
Redaktionsmitgliedern für die Ausarbeitung des 
Fragenkatalogs.




